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betr. Verzögerung beim Bau von Kohlekraftwerken 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
10. April 1975 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Gesprächspartner, 
daß die Bautermine für die beabsichtigten neuen Kohlekraft- 
werke nicht eingehalten werden können? 

Ist sie ebenso der Meinung, daß der Bau neuer Kohlekraft- 
werke mit einer Gesamtleistung von 6000 MW bis 1980 nicht 
mehr "zu verwirklichen ist, wenn nicht in diesem Jahr die hier- 
für erforderlichen Entscheidungen fallen? 

Welche Begründung gibt die Bundesregierung dafür, daß trotz 
der im Energieprogramm geäußerten Absichtserklärungen, den 
Bau dieser Kohlekraftwerke zu forcieren, bisher offensichtlich 
nichts Wesentliches geschehen ist? 

2. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die ausstehenden 
Abnahmegarantien der wesentliche Grund für die Verzögerung 
des Programms und die Zurückhaltung der Stromversorgungs- 
unternehmen sein soll? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung - wenn dies 
zutrifft - die Stromversorgungsunternehmen zur Aufgabe ihrer 
Zurückhaltung zu veranlassen? 

3. Was hält die Bundesregierung von dem Vorschlag des Abge- 
ordneten Dr. Ehrenberg, diesen Unternehmen mit administra- 
tiven Maßnahmen zu drohen, falls durch ihr Verhalten das 
6000-MW-Programm gefährdet wird? 

Welche administrativen Maßnahmen sind denkbar? 

Gegenwärtiger Stand des 6000-MW-Programms: 

Ein Vorhaben von 707 MW im Saarland ist im Bau, für zwei 
Projekte im Ruhrgebiet von je 707 MW und eins im Raum 
Hannover/Braunschweig mit 660 MW sowie für ein Heizkraft- 
werk von 50 MW steht der Bau unmittelbar bevor - Gesamt- 
leistung rund 2800 MW. 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Verabschiedung des 
3. Verstromungsgesetzes das Gespräch mit der Elektrizitäts- 
wirtschaft über die zügige Realisierung des 6000-MW-Pro- 
gramms aufgenommen. 
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Mit Schreiben vom 1. April 1975 hat die Vereinigung Deutscher 
Elektrizitätswerke den Bundesminister für Wirtschaft nunmehr 
davon unterrichtet, daß heute Planungen und Bauvorhaben für 
Steinkohlenkraftwerke bis 1980 mit einer Leistung von knapp 
5200 MW vorliegen und daß weitere Projekte noch bis 1980 in 
Angriff genommen werden dürften. Die Bundesregierung prüft 
im Augenblick mit den beteiligten Unternehmen, welche 
Schritte und gegebenenfalls Einflußmaßnahmen erforderlich 
sind, um diese Planungen im angegebenen Zeitraum zu ver- 
wirklichen. 

Für den Zeitpunkt der Entscheidung über die Stromabnahme 
und damit den Bauentschluß bei der noch ausstehenden Kraft- 
werksleistung ist die weitere Entwicklung des Stromabsatzes 
maßgebend. Die kumulierte Wirkung von Konjunkturabschwä- 
chung, milder Witterung und energiebewußtem Verhalten der 
Verbraucher führte 1974 zu einer Zuwachsrate des Stromver- 
brauchs von nur knapp 3 v. H. gegenüber 8,1 v. H. im Jahre 
1973. Auch in diesem Jahr wird noch ein unterdurchschnittlicher 
Absatz-Zuwachs erwartet. 

Der vorübergehende Rückgang der Zuwachsraten hat dazu ge- 
führt, daß im Einsatzbereich der Steinkohle (Mittel- und Spit- 
zenlast) derzeit reichlich Kraftwerkskapazität vorhanden und 
in Bau ist. Neue Ölblöcke in Nordrhein-Westfalen und Bayern 
sind gegenwärtig ohne Beschäftigung. 

Hinzu kommt, daß die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
unsicher sind, wie sich die durch die TA-Luft vorgeschriebene 
Rauchgasentschwefelung für neue Kohlenkraftwerke auf deren 
Verfügbarkeit und Stromerzeugungskosten auswirkt. Die Rauch- 
gasentschwefelung ist für die besondere Fahrweise der Kohle- 
kraftwerke (kein kontinuierlicher Betrieb) noch nicht technisch 
und wirtschaftlich optimiert. 

Verzögerungen resultieren ferner aus Schwierigkeiten bei der 
Endlagerung des anfallenden Schwefels und aus der negativen 
Einstellung eines Teils der Bevölkerung gegenüber dem Neu- 
bau auch von Kohlekraftwerken, die zu einer großen Zahl von 
Einsprüchen in den Genehmigungsverfahren führt. 

Die Bundesregierung geht weiterhin davon aus, daß die noch 
ausstehende Kraftwerksleistung auf Basis Steinkohle bis 1980 
in Bau gehen wird. Allerdings dürfte das zeitweilige Zurück- 
bleiben der Zuwachsraten beim Stromabsatz den Bedarf für die 
jetzt noch nicht begonnenen Steinkohlenkraftwerke in den 
Anfang der 80er Jahre hinein verschieben. Die erwartete Kon- 
junkturbelebung wird wieder höhere Zuwachsraten beim 
Stromabsatz bringen, die der bisherigen Entwicklung von durch- 
schnittlich 7 V. H. pro Jahr in etwa entsprechen werden. In die 
gleiche Richtung wird, wenn auch nur schrittweise, die ange- 
strebte Zurückdrängung des Öls durch Elektrizität wirken. 

Die Bundesregierung hat mit dem 3. Verstromungsgesetz die 
Grundlage dafür gelegt, daß Zubaubedarf und Ersatzinvesti- 
tionen in der Mittel- und Spitzenlast, dem Einsatzbereich der 
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Steinkohle, fast ausnahmslos durch Steinkohlenkraftwerke ge- 
deckt werden müssen. Neubauten auf der Basis von öl und 
Gas sind nur ausnahmsweise zulässig. Die Grundlast wird im 
wesentlichen von der Kernenergie gesichert werden. 

Zur schnellen Verwirklichung der jetzt anstehenden Bauent- 
scheidungen hat die Bundesregierung zusätzlich zu den Förder- 
maßnahmen des 3. Verstromungsgesetzes einen weiteren be- 
trächtlichen Anreiz mit der befristeten Investitionszulage ge- 
schaffen. 

Die Elektrizitätswirtschaft hat mit dem genannten Schreiben an 
den Bundesminister für Wirtschaft ihre Zusage bekräftigt, bis 
1980 6000 MW Steinkohlenleistung zu bauen oder mit dem 

Bau zu beginnen, sofern die langfristigen Wachstumsraten des 
Stromverbrauchs wieder erreicht und die aufgetretenen Stand- 
ortprobleme und Genehmigungsverzögerungen gelöst werden. 
Die Bundesregierung wird die Elektrizitätswirtschaft an dieser 
Zusage festhalten; sie führt im Augenblick mit den Beteiligten 
entsprechende Gespräche. In Zusammenhang mit administra- 
tivem Zwang muß die Bundesregierung allerdings beachten, 
daß unbeschäftigte Kapazitäten den Bemühungen der Bundes- 
regierung zuwiderlaufen, die Bevölkerung von der Notwendig- 
keit des weiteren Kraftwerksausbaus zu überzeugen. 


4. Stimmt die Bundesregierung der Behauptung des Abgeordneten 
Dr, Ehrenberg zu, daß die Chancen für den Energieträger Atom- 
strom zu optimistisch kalkuliert sind? 

Hat auch die Bundesregierung die Absicht, die Hoffnungen auf 
den Atomstrom zu dämpfen? 

In der ersten Fortschreibung des Energieprogramms beträgt der 
Beitrag der Kernenergie zum Primärenergieverbrauch im Jahre 
1980 40 Mio t SKE und im Jahre 1985 81 Mio t SKE. Dies ent- 
spricht einem Anteil des Stromes aus Kernenergie an der Ge- 
samtstromerzeugung von 25 V. FI. in 1980 und 40 v. FI. in 1985 
(wünschenswert 45 v. H.) . 

Diese Werte sind nicht zu optimistisch angesetzt. Sie stellen 
bereits Risiken aus Bauverzögerungen und anfänglichen Be- 
triebsschwierigkeiten bis zu einem gewissen Grad in Rechnung. 
Gleiches gilt für die genannten Kernkraftwerkskapazitäten von 
20 000 MW in 1980 und 45 000 MW bzw. wünschenswert 50 000 
MW in 1985. Es besteht z. Z. kein Anlaß, hiervon abzugehen. 
Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklung im Kernkraft- 
werksbereich laufend. Sie sieht in der angestrebten Zuwachs- 
rate der Kernenergie und damit dem Ausbau der Kernkraft- 
werke nach wie vor das wichtigste Mittel, die Ölabhängigkeit 
der Energieversorgung zu reduzieren. 


5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Abgeordneten 
Dr. Ehrenberg, daß „die Kosten für Atomkraftwerke noch un- 
durchsichtig seien und die Versorgungsunternehmen schwer 
durchschaubare Berechnungen vorgelegt hätten"? 
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Kennt die Bundesregierung die Fälle, auf die sich Herr 
Dr. Ehrenberg offensichtlich bezieht, und kann sie diese Fälle 
nennen? 


Die Stromerzeugungskosten aus Kernenergie sind im Grund- 
lastbereich gegenwärtig etwa halb so hoch wie bei Steinkohle. 
Selbst extreme Schätzungen über zu erwartende Kostenerhö- 
hungen beim Brennstoffkreislauf (Natururan, Anreicherung und 
Abfallbeseitigung) werden wegen ihres geringen Anteils an 
den Stromerzeugungskosten die Wettbewerbsverhältnisse zur 
Steinkohle nicht grundlegend ändern. Auch bei diesem Energie- 
träger sind Kostenerhöhungen durch Lohn- und Materialver- 
teuerungen sowie durch die Rauchgasentschwefelung zu erwar- 
ten. Dies ändert nichts an der Tatsache, daß die Bundesrepublik 
für die bessere Sicherung ihrer Energieversorgung gleicher- 
maßen auf Kohle und Kernenergie, jede in ihrem Bereich, 
angewiesen ist. 

Die Bundesregierung verfolgt die Kostenentwicklung bei den 
Kernkraftwerksinvestitionen und beim Brennstoffkreislauf sehr 
aufmerksam. Ihr sind Fälle von schwer durchschaubaren Be- 
rechnungen der Stromerzeugungskosten aus Kernenergie der 
Versorgungsunternehmen nicht bekannt. 


6. Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Abgeordneten 
Dr. Ehrenberg, man müsse bei einer Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms den Anteil der Kernenergie nach unten korri- 
gieren? 

Schließt sich die Bundesregierung dieser Meinung dahin gehend 
an, daß nach der ersten Fortschreibung ihres Energieprogramms 
nunmehr eine „gründliche Überarbeitung", vor allem hinsichtlich 
der Anteile der verschiedenen Primärenergien, stattfinden muß? 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keinen Anlaß, die An- 
teile von Kernenergie und Kohle sowie die übrigen Anteile der 
Primärenergieträger bei ihren Prognosen zu ändern. Sie sieht 
deshalb gegenwärtig auch keine Notwendigkeit zu einer 
„gründlichen Überarbeitung" der ersten Fortschreibung des 
Energieprogramms. 
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